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Antrag 161/II/2022

KDV Steglitz-Zehlendorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme (Konsens)

Realitäten anerkennen und Zukunft gestalten: Eine moderne Drogenpolitik für Berlin
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Die SPD-Fraktion im Abgeordnetenhaus und die SPD-

Mitglieder im Berliner Senat werden aufgefordert, ein

konkretes Reformkonzept zurWeiterentwicklung der Ber-

liner Drogenpolitik vorzulegen und in Zusammenarbeit

mit Expert*innen ein entsprechendes Gesetzgebungsver-

fahren anzustoßen. Bei notwendigen Anpassungen des

Bundesrechts werden entsprechende Bundesratsinitiati-

ven angestoßen, um insbesondere das Betäubungsmittel-

gesetz weiterzuentwickeln.

 

Dieses Konzept soll folgende Punkte enthalten:

• Parallel zu den bundespolitisch bevorstehenden Re-

gelungen für den Erwerb von Cannabis wird unter

Beteiligungder Zivilgesellschaft, beispielsweise Prä-

ventionsinitiativen oder Vertretungen von Suchtbe-

troffenen und unter Einbezug von Erfahrungen Kon-

sumierender ein Konzept für staatliche kontrollierte

Abgabe von Drogen an Suchtbetroffene entwickelt.

Der Besitz solcher Mengen zum Zweck des Eigenbe-

darfswirddannnicht strafrechtlich verfolgtwerden,

anhängige Verfahren werden dann nicht weiterver-

folgt werden, auch bekannt als Entkriminalisierung.

• Beschlusslagen zum sog. Drug Checking, d.h. der

Vor-Ort- und Ad-hoc-Prüfung von Drogen auf ihre

Zusammensetzung werden endlich umgesetzt und

ausreichend finanziert.

• Gesundheits- und Suchtberatung sowie zielgrup-

penorientierte Informationskampagnen werden

ausgebaut und ausreichend finanziert

• Alle Einsatzfahrzeuge der Rettungsdienste werden

mitMedikamenten, bspw.Naloxon- oder Adrenalin-

spritzen, ausgestattet und die Diensttuenden in ih-

rer Verabreichung geschult, um bei Fällen von Über-

dosis schnell helfen zu können. Eine Abgabe durch

Apotheken an Suchterkrankte mit entsprechender

Anleitung zur Nutzung wird geprüft. Schulungen

zum Umgang mit Überdosisfällen sollen in Drogen-

präventionsarbeit eingebaut werden.

• Der Fokus der Strafverfolgung liegt auf der Ermitt-

lung gegen Großdealende und nicht auf Konsu-

mierenden. Entsprechende Anordnungen und Erlas-

se werden daraufhin überprüft und angepasst und

Schulungen für alle Mitarbeitenden durchgeführt.

• Die Einrichtung von Drogenkonsumräumen soll

weiter durch den Senat vorangetriebenwerden. Der

künftige Schwerpunkt liegt hier neben der Anzahl

der Standorte vor allem in der Erweiterung der Öff-

nungszeiten. Knappe personelle Ressourcen müs-
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sen vor allem hierfür mobilisiert werden, denn Dro-

genkonsumund seine negativen Folgen imStraßen-

bild findet an sieben Tagen in derWoche statt.

 

Diese Reforminitiative verfolgt folgende Ziele und folgt

folgenden Grundannahmen:

• Grundsätzlich gilt: Ziel zeitgemäßer Drogenpolitik

ist der akzeptierende Umgang mit der Sucht selbst

sowie eine Austrocknung der Renditechancen ille-

galen Drogenhandels. Die staatliche Abgabe von

Drogen, die nicht aus den Strukturen der organisier-

ten Kriminalität stammen, ist daher geeignet, so-

wohl die gesundheitlichen Konsumrisiken zu verrin-

gern als auch die organisierte Kriminalität zu be-

kämpfen. Deshalb ist darauf zu achten, die Fehler

niederländischer Drogenpolitik nicht zu wiederho-

len: Nicht nur die Abgabe bzw. der Verkauf, son-

dern auchHerstellung undDistributionmüssen den

Renditeerwartungen krimineller Strukturen entzo-

gen werden. Drogenkonsum ist eine Realität in Ber-

lin, die wir anerkennenmüssen. Dies gilt sowohl für

aktuell „legale“ und „illegale“ Drogen. Das bedeu-

tet vor allem, dass wegschauen, verleugnen und ge-

waltvolles Vorgehen nicht erfolgreich sein kann. Die

Reform soll dazu beitragen, dass Drogenkonsum si-

cherer, Ausstieg einfacher und Prävention nachhal-

tiger wird. Hierbei ist klar, dass es zwischen gele-

gentlichem Freizeitkonsum und verfestigten Sucht-

krankheiten signifikante Unterschiede gibt, die un-

terschiedlich betrachtet werden müssen, bspw. wo

und ich welcher Form der Konsum stattfindet. Wir

betrachten dies als gesamtgesellschaftliche Aufga-

be, die auf Basis von Ehrlichkeit und Fakten an-

gegangen werden muss. Durch die Entkriminalisie-

rung des Besitzes kleinerer Mengen von kontrollier-

ten Substanzen zum Eigenbedarf wird Präventions-

arbeit undmedizinische Notfallversorgung deutlich

erleichtert. Menschen müssen nicht aus Angst vor

Strafverfolgung auf den Notruf oder Hilfsangebote

verzichten.

• In Bezug auf das Erkennen und richtiges Handeln

bei einerÜberdosis herrscht oft großeUnwissenheit

und mangelnde Sensibilität: Schnelle, effektive Hil-

fe kann imErnstfall Leben retten und das hat für uns

oberste Priorität. Hieran soll sich zukünftig der öf-

fentliche und politische Diskurs orientieren.

• Suchtkrankheiten stehen selten allein. Sie finden

sich oft im Zusammenhang mit sozialen Härten.

Nur wenn professionelle Behandlung stattfindet,

kann anderen Faktoren nachhaltig begegnet wer-

den. Gleichzeitig können Suchtkrankheiten nicht

nachhaltig behandelt werden, wenn soziale Härten

bestehen.
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• Die Bezirke leisten z.B. durch ihre Präventionsar-

beit gute Arbeit, da sie die Menschen dort errei-

chen, wo sie sind. Zusätzlich zu stärkerer Zusam-

menarbeit müssen hier finanziell und personell Pla-

nungssicherheit herrschen und ausreichendeMittel

sichergestellt sein.

• Drogenkriminalität bekämpfen bedeutet die Netz-

werke in den Fokus zu nehmen, die im Hintergrund

agieren und große Mengen umsetzen. Die Ressour-

cen der strafverfolgenden Behörden sollten hier-

hin umgeleitet werden. Die Verfolgung von Konsu-

mierenden und Kleindealenden hat vergleichsweise

kosmetischeWirkung.
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